
gangen, sagt Toy. „Die Eltern haben
Angst, dass ihnen etwas passiert, wenn
sie in die Türkei fahren. Manche erwä-
gen auch, ihre Kinder später zum Studi-
um in die Türkei zu schicken.“ Eine Mut-
ter sei mit ihrem Sohn auf dem Atatürk-
Flughafen in Istanbul festgehalten wor-
den. Toy führt über den Schulcampus. In
der Grundschule tragen mache Lehre-
rinnen Kopftuch, manche nicht. Im Flur
hängt ein Zettel mit einer Leseempfeh-
lung für Eltern. Es geht um ein Buch
über die Situation von Flüchtlingen.
„Wir haben 16 syrische Flüchtlingskinder
aufgenommen“, sagt Toy, ein ausgebil-
deter Chemiker. Ihre Eltern müssen kein
Schulgeld bezahlen, das je nach Einkom-
men 150 bis 200 Euro monatlich beträgt.
Auch deutsche oder polnische Schüler
würden unterrichtet.

Die Gülen-Bewegung sei in den 90er-
Jahren in Deutschland entstanden, sagt
Karakoyun von der Stiftung Bildung und
Dialog. „Damals entschieden sich viele
Familien, nicht in die Türkei zurückzu-
kehren, sondern dauerhaft hierzublei-
ben.“ Viele Eltern wollten in die Bildung
ihrer Kinder investieren, um ihnen den
sozialen Aufstieg und Wohlstand zu er-
möglichen. Zunächst entstanden Nach-
hilfeinstitute, später Schulen. „Die meis-
ten Menschen in Hizmet sind einfluss-
reiche Unternehmer und Akademiker,
die großen Wert auf Bildung legen“, sagt
Karakoyun.

Doch nicht nur unter Erdogan-Anhän-
gern in Deutschland ist die Gülen-Bewe-
gung umstritten. „Ich halte Distanz zu

Kamel Kan ist Lebensmittelhändler
aus Charlottenburg und gilt ebenfalls als
Terrorist. „Ich engagiere mich in den
Schulen von Gülen“, erklärt er. Er be-
richtet von einem Erlebnis im türki-
schen Konsulat. „Ich wollte eine Voll-
macht für ein Immobiliengeschäft in der
Türkei erteilen. Das wurde mir verwei-
gert. Stattdessen sollte ich meinen Pass
abgeben, ich würde in der Türkei ge-
sucht.“ Später erst erfuhr er von der
deutschen Kriminalpolizei, dass er auf
der Liste des türkischen Geheimdiens-
tes steht. Die Beamten rieten ihm, nicht
mehr ins Konsulat zu gehen. Die Türkei
habe 6000 Agenten in Deutschland, sagt
der 50-Jährige. „Ich glaube, dass wir be-
obachtet werden.“ 

Kan hat in der Türkei Philologie stu-
diert. Vor 20 Jahren kam er nach
Deutschland, heiratete, gründete eine
Familie, trat in die CDU ein. Inzwischen
fühle er sich dem deutschen Lebensstil
viel mehr verbunden als dem türkischen,
sagt er. Jede Nacht fährt er, wie so viele
türkischstämmige Obst- und Gemüse-
händler in Berlin, zum Großmarkt an
der Beusselstraße. „Früher haben wir
uns alle gut verstanden, wir waren
Freunde. Doch nach den Ereignissen in
der Türkei wurde ich von ihnen als Hei-
matverräter und Putschist beschimpft.“
Das seien Islamisten, türkische Nationa-
listen, für die jeder Erdogan-Gegner ein
Feind der Türkei sei.

Rund 250 Vereine gehören der Gülen-
Bewegung in Deutschland an, die auch
Hizmet-Bewegung genannt wird. Hiz-

met bedeutet auf Deutsch Engagement.
Die Vereine bieten Nachhilfe an, Inte-
grationskurse für Flüchtlinge, sie betrei-
ben Schulen, Kulturvereine unterrichten
traditionelle osmanische Kulturtechni-
ken wie Kalligrafie. „Es gibt Frauenver-
eine, die versuchen, die Frauenbewe-
gung zu stärken“, sagt Stiftungschef Ka-
rakoyun. „Wir haben ein dynamisches
Islam-Verständnis. Gülen sagt, der Ko-
ran muss zeitgemäß interpretiert wer-
den.“ Er sei sehr fromm, sagt Karakoyun
von sich. Aber für ihn sei es nebensäch-
lich, ob eine Frau Kopftuch trage. Seine
Frau trägt eins. „Aber das ist ihre Ent-
scheidung“, sagt er und erzählt, dass er
seiner achtjährigen Tochter während
des Ramadans aus Sorge um ihr körper-
liches Wohlbefinden das Fasten verbo-
ten habe.

Auch Muzaffer Toy steht auf der Liste
des türkischen Geheimdienstes, auch er
gilt als Terrorist und hatte Besuch von
der Kripo. Der 43-Jährige ist Geschäfts-
führer des Vereins Tüdesb, der unter an-
derem in Spandau mehrere Schulen be-
treibt. Toy berichtet, dass ein Verwand-
ter in der Türkei wegen seiner Nähe zu
Gülen im Gefängnis sitze. Er erzählt von
seiner Schwiegermutter, die seine Frau
bekniet habe, ihn, den Gülen-Anhänger,
zu verlassen. Die Privatschulen von Tü-
desb sind staatlich anerkannt. Sie sind
nicht konfessionell. Im Stundenplan
steht Ethik statt Religion. Unterrichts-
sprache ist Deutsch. Seit dem Putschver-
such hätten viele Eltern ihre Kinder ab-
gemeldet. 80 von 510 Schülern seien ge-

E
rcan Karakoyun hat sein Bü-
ro an einer der repräsenta-
tivsten Adressen Deutsch-
lands, in einem Altbau am
Berliner Gendarmenmarkt.

Im Besprechungsraum hängt ein Foto
des Reichstagsgebäudes im Pop-Art-Stil.
Karakoyun – 36 Jahre alt, Stadtsoziologe,
Stipendiat der Friedrich-Ebert-Stiftung,
SPD-Mitglied – ist Chef der Stiftung
Dialog und Bildung, die die Bewegung
des in den USA lebenden Predigers Fet-
hullah Gülen in Deutschland vertritt. In
den Augen des türkischen Präsidenten
Recep Tayyip Erdogan ist der deutsche
Staatsbürger Karakoyun ein Terrorist.

VON THORKIT TREICHEL

Der tiefreligiöse Muslim steht auf der
Liste, die der türkische Geheimdienst
MIT dem Bundesnachrichtendienst am
Rande der Münchner Sicherheitskonfe-
renz im Februar mit der Bitte um Amts-
hilfe übergeben hat. Das unter Ver-
schluss gehaltene Papier führt 200 Insti-
tutionen und 300 Namen auf. Nach In-
formationen der WELT steht Karakoy-
uns Name ziemlich weit oben. Das Lan-
deskriminalamt tauchte kurze Zeit spä-
ter in seiner Stiftung auf. Seitdem weiß
er, dass die türkischen Sicherheitsbehör-
den seine Auslieferung wollen. Insge-
samt sollen 4500 Erdogan-Gegner aus
Deutschland in die Türkei überstellt
werden. Darunter sollen auch Soldaten
und Vertreter der Justiz sein, die nach
dem Putschversuch am 15. Juli 2016 nach
Deutschland geflohen sind.

„Auf der Liste sind teilweise Hand-
ynummern verzeichnet, Mailadressen,
Hausadressen, Fotos. Das ist sehr ge-
fährlich für uns“, sagt Karakoyun. Inzwi-
schen wurden weitere Listen bekannt.
Auch deutsche Politiker sollen ausge-
späht worden sein. Etwa die Berliner
CDU-Politikerin Emine Demirbüken-
Wegner, deren Name wegen angeblicher
Nähe zur Gülen-Bewegung auch auf der
Liste des MIT zu finden ist. Sie will sich
auf Anfrage nicht äußern.

Wie unnachgiebig Erdogan ist, zeigt
sich gerade wieder in einem Interview
mit der „Zeit“, in dem er die „FETÖ-
Putschisten“, also Gülen-Anhänger, für
den Putschversuch verantwortlich
macht. „Der Anführer des Gülen-Terror-
netzwerks sitzt in Amerika, wir haben
alle Akten hingeschickt, 85 Kartons voll.
Dabei gab es einen 15. Juli, 250 Märtyrer,
2193 Verletzte. Dass das alles auf das
Konto der FETÖ-Anhänger geht, ist be-
legt“, sagt Erdogan. „Deutschland ist
derzeit voll mit Vertretern der FETÖ-
Organisation. Warum werden sie nicht
ausgeliefert?“ Und weiter: „4500 Akten
habe ich an Frau Merkel übergeben. Sie
müssen diese Terroristen an die Türkei
ausliefern. Solange Sie das nicht tun,
wird die Türkei Deutschland als Land
ansehen, das Terroristen schützt. Das
solltet ihr wissen!“

Karakoyun war nicht überrascht, als
die Kripo kam. Schließlich ist er der
Sprecher der Gülen-Bewegung in
Deutschland. Er hat ein Buch über sie
geschrieben, bei öffentlichen Auftritten
kritisiert er Erdogan. „Dass ich ein Ter-
rorist sein soll, ist absurd“, sagt er. „Was
habe ich mit dem Putsch zu tun? Was ha-
be ich mit der Türkei zu tun, außer dass
ich dort meinen Urlaub verbracht habe
und meine Eltern aus diesem Land
stammen?“ Urlaub in der Türkei hat sich
für ihn erst mal erledigt. „Seit 2015 bin
ich mit einem Einreiseverbot belegt“,

sagt Karakoyun. Schon vor dem Putsch-
versuch hatte der türkische Präsident
die Anhänger seines einstigen Verbün-
deten Fethullah Gülen ins Visier genom-
men. Doch seit den dramatischen Tagen
im Sommer vergangenen Jahres hat sich
die Lage für Karakoyun und seine Mit-
streiter in Deutschland noch verschärft.

AKP-Anhänger in Deutschland riefen
zum Boykott von Geschäften auf, die
von Gülen-Leuten betrieben werden, El-
tern nahmen ihre Kinder von Schulen,
die Gülen nahestehen. Einige mussten
schließen. Ärzte verloren Patienten und
Anwälte Klienten. Es gab Bedrohungen,
Denunziationen. Vor dem Putsch hätten
sich etwa 150.000 Menschen in der Be-
wegung engagiert. Heute seien es viel-
leicht noch 70.000, 80.000, sagt Kara-
koyun. „Viele Verwandte aus der Türkei
trauen sich nicht mehr, mich anzurufen.
Leute haben sich auf Facebook mit mir
entfreundet. Ein früherer Kommilitone,
mit dem ich Fußball gespielt habe, kün-
digte auf Twitter an, er werde mir das
Genick brechen“, sagt er. Auch Sponso-
ren sprangen ab. Bislang nahm die Stif-
tung, die sich durch Spenden und Mit-
gliedsbeiträge „ausschließlich von
Deutschtürken“ finanziert, wie Karakoy-
un betont, nach seinen Angaben jährlich
200.000 Euro an Spenden ein. „Seit dem
Putsch sind sie um 20 Prozent zurückge-
gangen.“ Viele Deutschtürken wollen
nicht mehr mit Gülen in Verbindung ge-
bracht werden. Karakoyun muss sein
Büro am Gendarmenmarkt aufgeben. Er
sucht jetzt nach preiswerteren Räumen.

Obsthändler Kamel Kan (l.) ist Gülen-Anhänger. Ebenso Ercan Karakoyun, Chef der Stiftung Dialog und Bildung, die die Bewegung des Predigers in Deutschland vertritt

Erdogans HETZJAGD
Seit dem Putschversuch in der Türkei stehen die Anhänger des Predigers Gülen
in Deutschland unter Generalverdacht. Vier Betroffene, die auf der Liste des

türkischen Geheimdienstes gelandet sind, berichten

denen“, sagt Canan Bayram von den
Grünen. Sie ist Abgeordnete im Berliner
Landtag und strebt mit einem Direkt-
mandat aus Friedrichshain-Kreuzberg
die Nachfolge von Christian Ströbele im
Bundestag an. „Als säkularer Muslim
verurteile ich die Gülen-Sekte“, sagt
auch Erol Özkaraca, ehemaliger Berliner
SPD-Abgeordneter. „Sie hatte als Teil
der islamistischen AKP einen entschei-
denden Anteil an deren Machtzuwachs.“
Die Gülen-Bewegung hat in der Türkei
Schulen betrieben. Kritiker bezichtigen
sie, die Gesellschaft unterwandert zu ha-
ben, denn viele ihrer Anhänger hatten
hohe Posten in staatlichen Behörden wie
Polizei oder Justiz inne. Özkaraca, der
die SPD inzwischen verlassen hat, weil
er dem Berliner Landesverband man-
gelnde Distanz zu Vertretern des politi-
schen Islam vorwirft, sieht in der Gülen-
Organisation in Deutschland eine Ge-
fahr für die offene Gesellschaft. Nie-
mand wisse, was in deren Schulen pas-
siere. Oder in den sogenannten Licht-
häusern, wo Anhänger rekrutiert wür-
den. Unklar sei auch, wie sich die Bewe-
gung finanziere. „Sie sind nicht ehrlich.
Wir wissen nicht, was sie lehren und wo-
her ihre Geldgeber stammen. Klar ist
aber, dass sie sehr reich sind.“

Seine Vorwürfe richten sich auch ge-
gen Tüdesb. 2013 hat der Verein ein ehe-
maliges Kasernengelände in Spandau für
seinen Schulcampus gekauft. Über den
Kaufpreis wurde nichts bekannt. „Wa-
rum sollte ich den nennen?“, sagt der
Vereinsvorsitzende Irfan Kumru. „Es
könnte ja sein, dass wir das Areal in ein
paar Jahren weiterverkaufen wollen. Da
wäre es unklug, wenn ein potenzieller
Investor wüsste, wie viel wir bezahlt ha-
ben“, sagt er und, dass es sich um ein of-
fenes Bieterverfahren gehandelt habe.
„Na gut“, sagt Kumru und wirkt ein we-
nig resigniert. „Wir haben knapp drei
Millionen Euro bezahlt. Wir haben dafür
einen Kredit aufgenommen. Den Eigen-
anteil haben wir über einen Kredit von
befreundeten Unternehmern finan-
ziert.“ Der Verein zahle Steuern. Er wer-
de vom Finanzamt geprüft, von der
Schulaufsicht. „Was ist daran intranspa-
rent?“ Und was die Lichthäuser betreffe:
Das seien Wohngemeinschaften, in de-
nen junge Leute, getrennt nach Ge-
schlechtern, leben, zusammen beten,
über Glaubensfragen diskutieren. „Das
muss man entmystifizieren.“

Auch Kumru steht auf Erdogans Liste.
Wenn er mit Verwandten in der Türkei
telefoniert, reden sie nur übers Wetter.
Alles andere könnte für seine Angehöri-
gen riskant sein, sagt Kumru. Bereits die
Frage, ob das Gras schon grün sei, sei
heikel, denn die Farbe Grün könne als
Hinweis auf die Armee verstanden wer-
den. „Ich vertrete einen konservativen
Islam“, sagt der 43-jährige Informatiker.
Doch Religion sei Privatsache. „Ich bin
nicht an der Schule, um Gülens Ideen hi-
neinzutragen.“ Deutschland sei ein mo-
dernes Land, das merke er auch in seiner
Familie. „Früher hatte der Mann das Sa-
gen. Doch meine Tochter widerspricht.
Und sie hat sich auch gegen das Kopf-
tuch entschieden.“ Vor dem langen Arm
Erdogans, sagt er, habe er „ein Stück
weit Angst“. Doch Kumru will sich nicht
einschüchtern lassen. „Bislang war ich
kein Protestmensch. Ich bin nicht auf
die Straße gegangen“, sagt er. „Aber so
langsam denke ich, dass ich mich in der
Hinsicht entwickeln sollte. Vielleicht
fahre ich zum G-20-Gipfel nach Ham-
burg und demonstriere gegen Erdogan.“
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F rauenförderung ist bei der Bun-
deswehr Chefsache. Ursula von
der Leyen (CDU) zählt es zu ih-

ren Verdiensten, den Frauenanteil in
den Streitkräften gesteigert und ihre
Arbeitsbedingungen verbessert zu ha-
ben. Und für ihre weiblichen Mitarbei-
ter hat die Verteidigungsministerin im-
mer ein offenes Ohr.

VON THORSTEN JUNGHOLT

So auch Ende April. Da fand im Bend-
lerblock, dem Berliner Sitz des Ministe-
riums, eine Tagung der Gleichstellungs-
beauftragten statt. Jede Dienststelle
mit mindestens 100 Beschäftigten hat
so eine Beauftragte, plus Stellvertrete-
rin. Sie überwachen, so steht es im Bun-
desgleichstellungsgesetz, dass Frauen
nicht benachteiligt werden.

Auf der Berliner Tagung schilderten
die Beauftragten der Ministerin, dass es
diesbezüglich in der Bundeswehr noch
Probleme gebe. Häufig würden sie von
ihren Dienststellen gar nicht oder nur
unzureichend in Sachverhalte einbezo-
gen, in die sie einbezogen werden müss-
ten. Von der Leyen war umgehend alar-
miert und versprach, den Beschwerden

gezielt nachzugehen. Was auch geschah.
Wenige Tage nach dem Treffen flat-

terte den Gleichstellungsbeauftragten
ein Schreiben mit angehängter Excel-
Tabelle ins Haus. Die möge zwischen
dem 15. Mai und dem 14. Juli „befüllt“
werden, und zwar mit allen Fällen, in
denen sie sich rechtswidrig ausgegrenzt
fühlten. Das Ganze werde „im An-
schluss der Ministerin zur Kenntnis ge-
langen“ – und Konsequenzen haben, so
lässt sich das verstehen.

Einbezogen werden müssen die
Frauenbeauftragten zum Beispiel bei
der Einleitung von Disziplinarverfah-
ren. Früher galt das nur für Verfahren,
die einen offensichtlichen Bezug zu
Gleichstellungsfragen hatten. Doch seit
einer Gesetzesnovelle von 2015 müssen
die Frauenbeauftragten an jedem Ver-
fahren beteiligt werden, und zwar früh-
zeitig. Darauf hatte der zuständige Re-
feratsleiter Recht im Verteidigungsmi-
nisterium, Carsten Bullwinkel, alle
Dienstvorgesetzten damals ausdrück-
lich hingewiesen.

Nun hat die Dienstvorgesetzte von
der Leyen ein Disziplinarverfahren ge-
gen einen ihrer höchsten Beamten ein-
geleitet. Stephan Hedrich, Direktor am

Kommando Streitkräftebasis, wird vor-
geworfen, Anfang 2014 Vorermittlungen
gegen den heute unter Terrorverdacht
stehenden Oberleutnant Franco A.
mängelbehaftet geführt zu haben. Da-
mals war Hedrich Wehrdisziplinaran-
walt. In dieser Funktion hatte er ent-
schieden, Franco A. trotz einer rechts-
extremistischen Masterarbeit nicht aus
der Bundeswehr zu entfernen, sondern
ihm eine zweite Chance zu geben.

Wie das Disziplinarverfahren aus-
geht, ist offen. Im Zweifel wird am Ende
der Bundeswehrdisziplinaranwalt beim
Bundesverwaltungsgericht entschei-
den, ob Hedrich disziplinarrechtlich re-
levante Fehler unterlaufen sind. Bereits
jetzt aber ist klar, dass von der Leyen ei-
nen Fehler gemacht hat. Denn als ihr
Chefjurist Bullwinkel am 16. Mai im Na-
men des Bundesministeriums der Ver-
teidigung das Disziplinarverfahren ge-
gen Hedrich einleitete, vergaß er eine
Kleinigkeit – nämlich die Beteiligung
der Gleichstellungsbeauftragten.

Das mag an der Hektik in jenen Tagen
gelegen haben. Als der Fall Franco A.
Ende April publik wurde, wollte von der
Leyen gegenüber Parlament und Öf-
fentlichkeit möglichst schnell Hand-

lungsfähigkeit beweisen. Frühzeitig
hieß es aus dem Ministerium, dass der
Rechtsberater Hedrich vor „harten Zei-
ten“ stehe. Bullwinkel stand unter dem
Druck seiner Chefin, diesen Worten bis
zur Sitzung des Verteidigungsausschus-
ses am 17. Mai Taten folgen zu lassen –
eben das Disziplinarverfahren. 

Auf Anfrage teilte das Ministerium
mit, dass man sich zu dem „laufenden
Verfahren“ nicht äußern wolle. Es ist
aber davon auszugehen, dass Bullwinkel
das Problem durch eine nachträgliche
Beteiligung der Gleichstellungsbeauf-
tragten juristisch heilen kann. Alles nur
eine Formalie also. Die Frage ist nur,
wie diese Formalie bei den Mitarbeitern
der Bundeswehr ankommt. Denn für sie
bleibt die Erkenntnis: Wenn die Minis-
terin einen Fehler macht, wird alles ge-
tan, um ihn glattzubügeln. Und es wird
Nachsicht erwartet. 

So war das auch, als von der Leyen
der Truppe im Fall Franco A. pauschal
ein Haltungs- und Führungsproblem at-
testierte. Sie benannte das später als
Fehler, entschuldigte sich – und erwar-
tete, dass die Sache damit erledigt sei.
Und so war es auch, als das Ministerium
dem Parlament im Fall Franco A. ein Er-

mittlungsdokument vorenthielt. Es
wurde nachgeliefert. Sorry, Fall erledigt. 

Wenn von der Leyens Untergebenen
aber Fehler unterlaufen, tatsächliche
oder auch nur vermeintliche, dann dür-
fen sie nicht mit Nachsicht rechnen. Sie
werden nicht einmal angehört. Im Fall
Franco A. wurden der Rechtsberater
Hedrich und der damalige Dienstvorge-
setzte des Oberleutnants, Generalma-
jor Werner Weisenburger, öffentlich an
den Pranger gestellt. Ähnlich erging es
nach Bekanntwerden von Missständen
in der Kaserne Pfullendorf dem Chef-
ausbilder des Heeres, Generalmajor
Walter Spindler, dem Referatsleiter In-
nere Führung im Wehrressort, Oberst
Burkhard Köster, oder dem Pfullendor-
fer Standortkommandeur, Oberst Tho-
mas Schmidt. 

Und nun soll ihnen auch noch die
Schuld dafür in die Schuhe geschoben
werden, dass sie von ihren Abberufun-
gen und Versetzungen aus den Medien
erfuhren, nicht von ihrem Dienstherrn.
Seit Tagen ist die Bundeswehrbürokra-
tie emsig dabei, auf Anweisung des Mi-
nisteriums die Akten zu durchforsten.
Es soll belegt werden, dass der Dienst-
weg eingehalten wurde, die Betroffenen

aber unglücklicherweise nicht erreich-
bar waren. 

All diese Fälle hatte Oberstleutnant
André Wüstner, der Vorsitzende des
Deutschen Bundeswehrverbandes, im
Blick, als er der Ministerin in einer Rede
neulich zu mehr Respekt und Gelassen-
heit riet: „Wir alle machen Fehler, nie-
mand ist frei davon. Fehler sind nicht
das Problem. Die Frage ist, wie wir mit
Fehlern umgehen – Stichwort Fehlerkul-
tur. Da können wir alle besser werden.“

Tatsächlich hatte von der Leyen zu
Beginn ihrer Amtszeit eine neue „Feh-
lerkultur“ für ihr Ministerium beschwo-
ren. Sie wolle, sagte sie im Bundestag,
dass mit Fehlern und Risiken offener
umgegangen werden: „Die Frage wird
sein, halten wir es aus, wenn Fehler ge-
meldet und Probleme aufgezeigt wer-
den?“ Antwort, Stand heute: bislang
eher nicht. Man darf gespannt sein sein,
wie das Ende Juli aussieht, wenn die von
der Ministerin bestellte Excel-Tabelle
auf ihrem Schreibtisch landet. Wie wird
von der Leyen Fälle ahnden, in denen
die Gleichstellungsbeauftragten über-
gangen wurden? Eventuelle Konsequen-
zen, so viel ist klar, müssten auch sie
selbst treffen.

Von der Leyen hat ein Problem mit der Frauenbeauftragten
Der Ministerin unterläuft im Fall Franco A. ein formaler Fehler. Er wird behoben – Fall erledigt. Ihre Untergebenen kommen allerdings selten so glimpflich davon


